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  entspannt bei Stress
und Mehrfachbelastung 

  erhält Leistungs- und
Konzentrationsfähigkeit

  verscha�   innere Ruhe und
fördert so den gesunden Schlaf

  wirkt schnell1,2 und ist
ausgezeichnet verträglich

1  Movafegh, A., Alizadeh R., et al. (2008) Anesth Analg 106(6), 1728-32.
2  Dimpfel, W., Koch K., et al. (2012) Neuroscience & Medicine, 3, 130-140.
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Von Bruno Sonnen

Es war einmal: Früher legte die Po-
litik im Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) fest, wieviel Cent der
Betreiber einer Windkraftanlage
für eine Kilowattstunde Strom be-
kommt, die er ins Netz einspeist. 

Dann kam Bundeswirtschafts-
minister Sigmar Gabriel und stell-
te das System um: Der Zubau bei
der Windenergie wurde für die Jah-
re 2017 bis 2019 auf 2800 Mega-
watt Strom gedeckelt. Wer Wind-
kraftanlagen bauen darf, wird in so
genannten Ausschreibungsrunden
festgelegt, und wer das günstigste
Angebot abgibt – sprich, mit den
geringsten Einnahmen kalkuliert,
– erhält den Zuschlag. Damit sollte,
so die offizielle Lesart, der Preisan-
stieg beim Ökostrom für die Ver-
braucher gestoppt und der „unkon-
trollierte“ Zubau von Windkraft-
anlagen geordnet werden. 

Offizieller politischer Wille
war es aber auch, „kleine“ Bürger-
energiegenossenschaften gegen-
über „großen“ Energieunterneh-
men nicht zu benachteiligen. Da-
her erhielten sie Sonderkonditio-
nen. So mussten sie im ersten
Schritt keine Genehmigung nach
dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz nachweisen, wenn sie ihre
Anlage bei der Bundesnetzagen-
tur beantragten, und erhielten
längere Fristen zum Bau der Anla-
ge als die großen Projektierer,
nämlich 54 Monate.

Zwei Ausschreibungsrunden
für Windenergie an Land hat es
bisher in diesem Jahr gegeben, im
Mai und im August, und dabei ka-
men Bürgerenergiegesellschaften
gut zum Zug. Bei der zweiten Run-
de gingen 95 Prozent der Gesamt-

menge von 1000 Megawatt an
Bürgerenergiegesellschaften.

Aber: 37 dieser Gesellschaften
sind „zumindest organisatorisch
einem einzelnen Projektierer zuzu-
ordnen“, wie die Bundesnetzagen-
tur einräumt. Bei diesem Projektie-
rer handelt es sich um die Firma
„Umweltgerechte Kraftanlagen“
(UKA) in Meißen, mit 500 Mitar-
beitern einer der größten Entwick-
ler von Windparks an Land. Die
Bürgerenergiegesellschaften, die
der UKA zuzuordnen sind, sind als
GmbH, also als Gesellschaften mit
beschränkter Haftung, gegründet
worden. Und: Viele von ihnen sind
erst im Juli im Handelsregister ein-
getragen worden, wie das Magazin
„Klimaretter.info“ schreibt. Tradi-
tionelle Bügerenergievereinigun-
gen sind oft als Genossenschaft
und nicht als GmbH organisiert.

Das Ziel, mit der Novelle
Bürgerenergie zu schützen,
wird verfehlt

Laut Gesetz müssen die Bürger-
energiegesellschaften aus mindes-
tens zehn im jeweiligen Landkreis
ansässigen Einzelpersonen beste-
hen, von denen keine mehr als
zehn Prozent der Anteile besitzt.
Bei der Antragstellung reichen
dann erst einmal die Eigenanga-
ben des Antragstellers, geprüft
wird erst später. Legal mag das al-
les sein, doch „das Ziel der Bundes-
regierung, mit der Novelle des EEG
2016 die Akteursvielfalt zu erhal-
ten und Bürgerenergie zu schüt-
zen, wird verfehlt“, heißt es kri-
tisch in einem gemeinsamen Posi-
tionspapier von Windkraftverbän-
den und -agenturen und des nie-

dersächsischen Wirtschaftsminis-
teriums. Anstatt echte Bürgerener-
gie zu fördern, habe sich die ge-
setzlich definierte „Bürgerenergie-
gesellschaft“ zu einem Geschäfts-
modell entwickelt, „um den Markt
abzuräumen“, heißt es weiter in
dem Papier. 

Diese Kritik wird von vielen
Engagierten und von Experten ge-
teilt. Das ganze neue Ausschrei-
bungsverfahren sei „zu aufwen-
dig, zu teuer, zu risikoreich“, ur-
teilt Mario Brüders vom Vorstand
der Bürgerenergiegenossenschaft
„Südeifel Strom“, die 500 Mitglie-
der und zahlreiche Projekte nach
der alten Regel auf die Beine ge-
stellt hat, sich an den neuen Aus-
schreibungsrunden aber nicht be-
teiligt hat. „Kleine Bürgerenergie-
genossenschaften können Aus-
schreibungsrisiken nicht tragen,
wenn sie neben den Anlagen kei-
ne anderen Sicherheiten anbieten
können“, sagt Rainer Doemen
vom Bündnis Bürgerenergie, ei-
nem bundesweiten Zusammen-
schluss von Bürgerenergiegenos-
senschaften. Die früheren festen
Abnahmepreise (EEG-Vergütung)
seien als Sicherheiten von den
Banken akzeptiert worden. 

Beim Szenario der Ausschrei-
bungen könnten Bürgerenergiege-
nossenschaften aber „erst dann
mit den Banken erfolgreich ver-
handeln, wenn der Abnahmepreis
durch Zuschlag im Ausschrei-
bungsverfahren“ feststehe. „So-
weit kommen viele Bürgerener-
giegenossenschaften ohne Vorfi-
nanzierung erst gar nicht.“ 

Ausbaudeckel 
ist schlecht für 
kleine Genossenschaften

Des Weiteren führe der Ausbau-
deckel dazu, dass diejenigen, die
es sich finanziell leisten können,
möglichst niedrige Preisangebote
einreichen, um den Zuschlag für
die wenigen Megawatt zu bekom-
men, die der Gesetzgeber erlaubt –
wieder schlecht für kleine Genos-
senschaften. In der Ausschrei-
bungsrunde vom August hatte es
für die 1000 Megawatt Gebote in
Höhe von fast 3000 Megawatt ge-
geben. 

Umfangreiche Planungen,
komplizierte Genehmigungsver-
fahren, teure Standort- und Um-
weltprüfungen könnten sich we-

der mittelständische Unterneh-
men noch kleinere Bürgerenergie-
genossenschaften leisten“, heißt
es in einer Pressemitteilung des
Landesverbands „WindEnergie
Rheinland-Pfalz/Saarland“ vom
29. August. Rheinland-Pfalz ging
bei der Ausschreibungsrunde vom
August komplett leer aus.

Ebenfalls ein Pferdefuß des neu-
en Verfahrens ist die Befreiung
von der Bundes-Immissions-
schutzgenehmigung bei der An-
tragstellung. Diese Genehmigung
sei im Laufe einer Windkraftpro-
jektierung die größte zu nehmen-
de Hürde, erläutert Rainer Doe-
men. „Bis zu diesem Zeitpunkt ha-
ben Windkraftprojektierer schon
viel Kapital in einen mehrjährigen
Planungsprozess investiert, den
viele Bürgerenergiegenossenschaf-
ten aus eigener Kraft nicht stem-
men können.“ Und andererseits:
„Stellt sich nach dem Zuschlag he-
raus, dass im geplanten Baugebiet
eine seltene Vogelart beheimatet
ist, wird keine Bundes-Immissi-
onsschutzgenehmigung erteilt,
und der Windpark kann nicht ge-
baut werden“, sagt Doemen. Ange-
sichts des weiter gesunkenen Prei-
ses für die Kilowattstunde (4,3

Cent in der zweiten Ausschrei-
bungsrunde statt 5,7 in der ersten)
gibt es zudem erhebliche Zweifel
an der Wirtschaftlichkeit der Pro-
jekte, die den Zuschlag erhalten
haben. Das alles lasse „einen deut-
lichen Einbruch beim Ausbau der
Windenergie an Land in den Jah-
ren 2019 und 2020 erwarten“ und
verursache „einen industriellen
Fadenriss“, heißt es im Positions-
papier aus Niedersachsen.

Damit es nicht so weit kommt,
müssen Korrekturen am Verfah-
ren her, sagen Experten. „Die Aus-
schreibungsmengen müssen rauf,
alle eingereichten Projekte müs-
sen eine Genehmigung vorwei-
sen, und Windparks, die nicht ge-
nehmigt werden, müssen sofort
neu ausgeschrieben werden“, for-
dert Julia Verlinden, Sprecherin
für Energiepolitik der Grünen im
Bundestag. 

Neue Projekte müssen 
binnen 30 Monaten 
realisiert werden

Erste Änderungen am Aus-
schreibungsverfahren hat der
Bundestag bereits beschlossen. So
dürfen ab 2018 auch Bürgerener-
giegesellschaften nur noch Pro-
jekte einrichten, die eine Bundes-
Immissionsschutzgenehmigung
haben, und sie müssen binnen 30
Monaten realisiert werden.

Ob das die – Erfolg versprechen-
de, aussichtsreiche – Beteiligung
von „echten“ Bürgerenergiegenos-
senschaften fördert, kann man –
Stand jetzt – mit Fug und Recht be-
zweifeln. „Die Kompliziertheit des
neuen EEG und der damit verbun-
denen Anhänge und Verordnun-
gen verdeutlicht die eigentliche In-
tention des Gesetzgebers“, findet
jedenfalls Georg Högner vom Vor-
stand der „Westeifeler Erneuerbare
Energien Genossenschaft (WEEG
eG)“ – nämlich „den Ausbau der Er-
neuerbaren Energien mit aller
Macht bremsen und es den Oligo-
polisten ermöglichen, einen mög-
lichst großen Teil des Kuchens für
sich zu bekommen“

Ein Systemwechsel und seine Folgen
Auf den ersten Blick sieht das gut aus: Bei der zweiten
Ausschreibungsrunde für Windkraftanlagen gehen 95
Prozent des Gesamtvolumens an Bürgerenergiegesell-
schaften. Doch der Schein trügt, die Lage ist undurch-
sichtig, und „echte“ Energiegenossenschaften von 
Bürgern fühlen sich ausgebootet.

Der Ausbau der Windenergie (Bild: Saargau) ist begrenzt und neu geregelt worden. Foto: Rolf Ruppenthal

Im Bistum Trier rufen der
Katholikenrat, das Kol-
pingwerk, der Katholische
Deutsche Frauenbund,
der Familienbund sowie
die Caritas und die Aktion
Arbeit zur Beteiligung an
der Bundestagswahl am
24. September auf.

Der Katholikenrat unterstützt den
„Berliner Aufruf“ des Zentralko-
mitees der deutschen Katholiken
unter dem Motto „Farbe bekennen
für die Demokratie“ (der „Pauli-
nus“ berichtete).  Dort heißt es un-
ter anderem: „Gehen Sie zur Wahl
– für demokratische Programme
und gegen die populistische Zer-
störung unserer Demokratie!“ 

Darüber hinaus spricht das
oberste Laiengremium im Bistum
vor dem Hintergrund einer „zer-
rissenen, globalisierten, ökonomi-
sierten und vom Klimawandel be-
troffenen Welt anhand der ausge-
wählten Themenbereiche ,Ener-
gie, Verkehr und Landwirtschaft‘,
,Rüstung‘ und ,Flucht‘ seine –
wichtigsten – Erwartungen an die
Politik der neuen Bundesregie-
rung“ aus. So wird etwa ein kom-
pletter Neuansatz bei der Flücht-
lingspolitik der Europäischen
Union auf der Basis der unveräu-
ßerlichen Würde eines jeden Men-
schen und der Solidarität statt Ab-
schottung um jeden Preis gefor-

dert. Außerdem setzt sich das Gre-
mium für die Stärkung der Instru-
mente der zivilen Friedensförde-
rung national wie international
ein. Schließlich möchte der Ka-
tholikenrat am Atomausstieg oh-
ne Wenn und Aber festhalten.

Das Kolpingwerk weist auf sei-
ne Aktion „heute für morgen.
Wählen!“ hin, die den Wählerin-
nen und Wählern eine Orientie-
rung für die Wahlentscheidung
geben möchte. Darin heißt es:
„Wer seine politischen Positionen
dadurch zu vertreten sucht, ande-
re aus welchem Grund auch im-
mer zu verunglimpfen, herabzu-
setzen oder sich der historischen
Verantwortung zu entziehen,
kann nicht nur nicht mit unserer
Unterstützung rechnen, er trifft
auf unseren Widerstand, ist nicht

wählbar!“ Harald Schmillen, der
stellvertretende Vorsitzende des
Kolpingwerks im Bistum Trier:
„Nun kommt es darauf an, dass
möglichst viele Bürgerinnen und
Bürger von ihrem Wahlrecht Ge-
brauch machen.“ 

Im Aufruf des Katholischen
Deutschen Frauenbunds heißt es,
durch die Beteiligung an der Wahl
werde die Demokratie im Land ge-
stärkt. Es gelte, öffentlich Haltung
gegen rhetorische Aufrüstung
und populistische Tendenzen zu
beziehen sowie gegen soziale Aus-
grenzung und Rassismus aufzu-
stehen. „Dabei sind unsere eigene
Meinung, Mut und Standfestig-
keit gefordert, wenn wir uns ge-
schlechter-, generationen- und
kulturübergreifend für Gerechtig-
keit, Solidarität und Menschen-

würde in Politik und Kirche ein-
setzen wollen.“

Der Familienbund in der Diöze-
se Trier setzt sich unter anderem
für eine Erhöhung der Kinderfrei-
beträge auf das Niveau der Er-
wachsenen und die Erhöhung des
Kindergelds auf 300 Euro, die För-
derung von Ehe und Familie
durch Erhalt des Ehegattensplit-
tings, eine familienfreundliche
Arbeitswelt (flexible Arbeitszei-
ten, betriebliche Unterstützung
der Betreuung) und einen qualita-
tiv hochwertigen Ausbau von Be-
treuungs- und Bildungseinrich-
tungen ein.

Verbesserungen für Langzeitar-
beitslose forderten die Caritas und
die Aktion Arbeit mit Blick auf die
Bundestagswahl. Sie beklagten,
trotz guter Konjunktur sei für
rund eine Million Langzeitarbeits-
loser der Eintritt in den Arbeits-
markt unmöglich. Notwendig sei
ein bedarfsgerechter Ausbau öf-
fentlich geförderter Beschäfti-
gung, sagte Domvikar Dr. Hans
Günther Ullrich, Bischöflicher Be-
auftragter der Aktion Arbeit. 
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Info
www.bistum-trier.de/katholikenrat
und www.zdk.de
www.kolping.de/bundestags-
wahl2017
www.frauenbund-trier.de
www.familienbund-trier.org
www.aktionarbeit.bistum-trier.de

Für demokratische Programme stimmen

Viele Parteien werben um die Gunst der Wähler. Foto: Imago


